LATT 


DES KREISES SANDOMIERZ. 


nn u 


Abonnementspreis vierleljährig 3 Kronen. 


Nr. 2. 


Sandomierz, den 15 August 1915. 


1. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
27. Juni 1915, 


betreffend die Verwertung der Ernte. 


Aul Grund der Mir kralt Allerhöchsten Oberbe- 
febles übertragenen Belugnisse der obersten Zivil- 
und Mililärgewalt finde lch für die in österreichisch- 
ungarischer Mililärverwallung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupalionsgebiel) anzuordnen, wie folgt: 


Sal 


Verbot des Hoffnungskaufes der Ernteerzeugnisse. 


Verträge, womit die Ernte des Jahres 1915 an 
landwilschafllichen Bodenerzeugnissen des Okkupa- 
lionsgebietes in Bausch und Bogen oder die Hoffnung 
dieser Ernte gekauft wird, sind verboten. 

Ausgenommen von (diesem Verbote ist der Ver- 
kauf von Obst und Zuckerrübe. 


92, 


Anzeigepflicht von der diesjährigen Getreideernte. 


Wer bei der Ernte des Jahres 1915 im Okkupa- 
lionsgebiete gewonnenes Gelreide (Weizen, Roggen, 
Halbfrucht, Gerste, Hafer und Mais aller Art) in sei- 
ner Gewahrsame hat, ist verpflichtet, die Vorräle nach 
Menge, Gattung und Lagerungsorl innerhalb einer Wo- 
che nach der Einlagerung dem durch Kundmachung 
des Kreiskommandos bezeichnelen Organe anzuzeigen. 

Die Anzeige ist innerhalb einer Woche nach der 
vollendelen Ausdreschung von je 100 Meterzentnern 


oder, wenn der ganze Vorrat nicht 100 Meterzentner 
beträgl, des ganzen Vorrales zu wiederholen, 


§ 3. 


Verbot des Verkehres mit Getreide. 


Es ist verboten, Getreide von anderen Personen 
als von Organen des Kreiskommandos oder von den 
durch das Kreiskommando ermächliglen Personen zu 
kaufen oder an andere, als diese Organe oder Perso- 
nen zu verkaulen, wenn nicht vom zuständigen Kreis- 
kommando eine Beslätigung erwirkt wurde, dass die 
betreffenden Getreidemengen: 

1. nicht von der Ernte des Jahres 1915 im Ok- 
kupalionsgebiete slanımen oder 

2. von der k. u. k. Mililärverwaltung nicht in An- 
spruch genonimen werden. 

Das obige Verbot gill nicht für die durch das 
Kreiskommando zum Kaufe und Verkaufe von Getreide 
ermächtiglen Personen. 


g4. 


Beschlagnahme und Ankauf der diesjährigen Getreideernte. 


Das in § 2 bezeichnele Getreide sowie die da- 
raus gewonnenen Müllereierzeugnisse können — mil 
Ausschluss jener Mengen, die der Produzent selbst zur 
Ernährung seines Hausslandes, als Saatgut für seine 
Liegenschalten oder als Futter für sein Vieh benötigt — 
mit Beschlag belegt und dem Inhaber gegen Beschei- 
nigung abgenommen werden. 

Für die beschlagnahmten Geitreidemengen oder 
Müllereierzengnisse wird der jeweils festgeselzle 
Höchstpreis, für das nach dem 1. Dezember 1915 in 
unausgedroschenem Zustande beschlagnahmle Getreide 
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jedoeh nur die Hälfte dieses Höchstpreises baar aus- 
gezahlt. 

Bis längstens 1. Jänner 1916 wird für jede der 
Beschlagnahme unterliegende Getreidemenge entweder 
die in $ 3, Punkt 2, vorgesehene Bestätigung ausgestellt, 
oder der Preis im Sinne des vorhergehenden Absatzes 
ausgezahlt. 


§ 5. 


Strafbestimmungen. 


1. Wer ein in den $$ 1 oder 3 verbotenes Ge- 
schält abschliesst, vermittell oder beim Abschlusse 
oder der Vermittlung mitwirkt, 

2. wer die gemäss $ 2 geforderte Anzeige unter- 
lässt oder hiebei unrichtige Angaben macht und wer 
dabei milwirkt, 

wird vom Kreiskommando — soferne die Hand- 
lung nicht unter eine strengere Strafbestimmung fällt — 
mit Geldstrafe bis zu fünftausend Kronen, oder mit 
Arrest bis zu sechs Monalen bestraft. 


§ 6. 


Verbotswidrige Geschäfte. 

Geschäfte, die den Bestimmungen dieser Verord- 
nung zuwiderlaufen, sind ungültig. 

Verbotswidrig verkaufles und gekaulles Getreide, 
oder solche Müllereierzeugnisse, sowie der Kaufpreis 
hiefür unterliegen dem Verlalle und werden vom Kreis- 
komando für Zwecke der Ernährung der Bevölkerung 
verwendet. 


8.7. 


Rückwirkende Kraft. 


Die §§ 1 und 6, Absatz 1, finden auch auf Ge- 
schäfte Anwendung, die vor Beginn der Wirksamkeit 
dieser Verordnung abgeschlossen wurden. 

Was auf Grund dieser Geschäfte geleistet wurde, 
ist auf Verlangen zurückzustellen. Wenn hiedurch die 
wirtschaftliche Existenz des Produzenten oder seiner 
Familie beeinträchligt wird, kann das Kreiskommando 
Erleichterungen für die Zurückstellung festsetzen. 

$ 5 findet aul Handlungen keine Anwendung, die 
vor Beginn der Wirksamkeit dieser Verordnung er- 
felgt sind, 


§ 8. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kund- 
machung in Kraft. 


Erzherzog Friedrich FM. m. p. 


2. 


Kundmachung. 


“Ernte 1915. 


Die k. u. k. Militärverwallung trifft eine Reihe, 
den Gelreideverkehr betreffender Massnahmen, welche 
den Zweck verfolgen, dass 

1) die für die Ernährung der Bevölkerung und 
des Vielistandes bis zur Ernte des Jahres 1916 not- 
wendigeu Getreidemengen im Lande verbleiben, 

2) Knappheit an Lebensmitteln u. Preistreiberei, 
die durch Ankaufen der Vorräte seitens des Zwischen- 
handels enstehen würden, verhütet werde, 

3) der Überschuss an Getreide ohne Zwischen- 
spesen an die Magazine der k. u. k. Militärverwal- 
tung verkauft werden kann. 

Es wird daher in Durchführung der 20. Vdg. 
des Oberkommandos v. 27. Juni 1. J. vorerst ange- 
ordnet: 


I. Anzeigepflicht. 


Es sind insgesammt über die Ernte an Weizen, 
Korn, Halbirucht, Gerste, Hafer u. Mais zwei Anzeigen 
zu cerslalten u. zwar: 

A) In der ersten Anzeige ist das gewonnene 
noch nicht ausgedroschene u. schätzungsweise in Ko- 
relz angeführte Getreide 8 Tage nach erfolgter Einla- 
gerung anzuzeigen. Der Vorgang hiebei ist: 

a) Die Bauern erstatlen die Anzeige beim Soltys 
ihres Dorfes, welcher die angezeigten Mengen in ein 
Anzeigeprolokoll einträgl u. letzteres an den Wöjt der 
Gemeinde übergibt. 

b) Die Gutsbesilzer erslatlen die analoge An- 
Anzeigeprolokoll einlrägl u. letzteres an den Woji der 
Gemeinde. 

B) Die zweite Anzeige ist innerhalb einer Wo- 
che nach der vollendelen Ausdreschung von je 100 
Melerzentnern oder, wenn der ganze Vorrat nicht 100 
Melerzentner belrägl, des ganzen Vorrates zu erstatten. 
Vorgang hiebei ist analog wie sub a) und b), jedoch 
ist diese Anzeige wöchentlich zu erstatten. 

Für die stalistischen Arbeiten ad A) und B) sind 
aus jedem Dorfe 2 Vetrauensmänner fürzuwählen, die 
dem Soltys beistehen. 


Durchführung. 


AMO Gitai ein m seer Erie 


Das Getreide der alten Ernte (1914) bleibt bis 
15. August l. J. im freien Verkehre. 


Von diesem Tage 6 Uhr vorm. an, wird ein Un- 
lerschied zwischen Getreide aus der allen u. der neuen 
Ernte nicht mehr gemacht. 


B) Getreide der neuen Ernte. 


Das Kreiskommando wird nach dem Ergebnisse 
der Ernte feststellen, wieviel Getreide der einzelnen 
Galtungen jede Gemeinde an die Magazine der k. u. k. 
Militärverwaltung sukzessive zu liefern hal. Dieses Ge- 
treide wird nach Weisung des Kreiskommandos von 
den Magazinen übernommen und werden darüber 
Scheine ausgestellt, die bei der Kasse des k. u. k. 
Kreiskommandos soforl baar ausgezahlt werden. 

Das übrige, nicht für die Magazine bestimmte Ge- 
treide dient: 

a) Zur Ernährung der Bevölkerung. Hicbei wird 
per Kopf u. Tag 600 gr. Getreide (1Y/ russische Pfund) 
gerechnet. 

b) Zur Fütterung der Pferde. Hiebei wird pro 
Pferd u. Tag 2 kg. Hafer (5 russische Pfund) und 2 kg. 
Gerste (5 russische Pfund) gerechnet. 

c) Zur Aussaal. 

d) Zur Versorgung der Brauereien u. Brennereien. 
Diesen werden Konlingenle zugewiesen. 

Jenes Quantum, welches die Bevölkerung selber 
braucht, wird ihr daher verbleiben. 

An Stelle des Zwischenhandels, der in anderen 
Jahren den Überschuss aulgekaufl hat, Irelen die Ma- 
gazine der k, u. k. Mililärverwaltung, die den Produ- 
zenten ebenso baar bezahlen, wie der Händler. 

Es gelangen Höchstpreise zur Verlaulbarung, wel- 
che von den Magazinen bezahlt werden. 

Weitere Bestimmungen über die Magazine, die 
Arl der Ablieferung und Übernahme, sowie die Ap- 
provisionierung der Städte werden folgen. 


Micchöow im Juli 1915. 


K. u. k. Mitilär-Gouvernemenl in Kielce 
derzeil in Miechów. 


3. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
26. Juli 1915 


betreffend die Höchstpreise für srnleerzeugnisse und 
Massnahmen zur Verwertung der Ernte. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbe- 
fchles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-unga- 
tischer Mililärverwaltung slehenden Gebiete Polens 
(Okkupalionsgebiel) anzuordnen, wie folgt: 


1. Abschnitt. 


Höchstpreise. 


§ L 


Übernahmspreise. 
Die Übernahmspreise der k. u. k. Militärverwal- 
tung für Gelreide werden folgendermassen festgeselzt: 
iur Weizg u: 
in der Zeit bis einschliesslich 31. August 1915 
34 K für 100 kg, 
in der Zeil bis einschliesslich 15. September 1915 
32 K [ür 100 kg, 
in der Zeil vom 16. September 1915 
30 K für 100 kg.; 
für Roggen: 
in der Zeit bis einschliesslich 31. August 1915 
29 K für 100 kg., 
in der Zeit bis einschliesslich 15. September 1915 
25 K für 100 kg,., 
in der Zeil vom 15. Seplember 1915 
27 K für 100 kg.; 
fü aeni 
in der Zeil bis einschliesslich 15. September 1915 
26 K fur 100 kg., 
in der Zeil vom 16. September 1915 
25 K für 100 kg; 
für Futter serste: 

der Zeit vom 1. September 1915 
25 K für 100 kg; 
ItusBsmianulezengsit e 

in der Zeil vom 1. September 1915 

27 K für 100 kg. 

Diese Preise gelten als Höchstpreise im Sinne der 
Verordnung des Armeeoberkonmmandanten vom 27. 
Juni 1915, Nr. 20 V. Bl. Sie werden, wenn das Ge- 
treide nicht in gesundem und trockenem Zustande 
übergeben wird, vom Kreiskommando auf Grund je- 


il 


= 


weiliger Schätzung herabgesetzt. 


82. 


Abzüge für Verunreinigungen. 


Weizen und Roggen dürfen nicht mehr als 2 Pro- 
zenl Besatz (Verunreinigungen) enthalten, für jedes 
weilere, wenn auch nur begonnene Prozent Besalz 
sind vom Übernahmspreise je 30 Heller in Abzug zu 
bringen. 


83. 


Übernahmsielle. 


Die Preise verstehen sich ab Übernahnstelle. Über-. 
nahmstelle ist die dem Gewinnungsorte nächstgelegene 
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läisenbahn- oder Schiflarthstalion, in der die Verladung 
erlolgen kann (Verladeslalion), oder die vom Kreis- 
kommando zum Ausmahlen des beirelfenden Gelreides 
bestimmte Mühle, oder das vom Kreiskommando be- 
stimmte Übernahmsmagazin, und zwar jene von die- 
sen drei Stellen, die dem Gewinnungsorte am nächsten 
gelegen ist. 

Die Preise schliessen die Kosten der Verladung 
und des Transportes bis zur Übernahmstelle in sich. 


§ 4. 


Abzüge für Verladung und Transport. 


Wird das Getreide am Gewinnungsorte übernom- 
men, weil der Besitzer die Verladung oder den Tran- 
sporl zur Übernahmistelle nicht durchführt, so tritt ein 
Preisabschlag ein, der für je 100 kg. je nach der Ent- 
fernung des Gewinnungsorles von der Übernahmstelle 
lolgendermassen bemessen wird: 
bei Entfernungen bis einschliesslich 5 km 25 Heller 
hei Entfernungen bis einschliesslich 10 km 50 Heller 
bei Entfernungen von mehr als 10 km 1 Krone. 


Saatgut. 


Für den Verkehr mil Saatgut kann der Militär- 
gouverneur, in dessen Bereiche «der Absatz erfolgt, 
Ausnahmen von den Bestimmungen der $$ 1 bis 4 ge- 
slatten. 


ll. Abschnitt. 


Sparmassnahmen mit Getreide und Mehl. 
§ 6. 


Verfüttern. 


Das Verfüllern von Weizen, Roggen, Halbfrucht 
oder Gersle ist verboten. 
° Der Mililärgouverneur kann Ausnahmen von die- 


sem Verbole bewilligen. 


Vermahlen. 


Bei Herstellung von Mehl aus Weizen, Roggen, 
Halbfirucht oder Gerste muss das Gelreide mit min- 
destens 580 Prozent Ausbeule vermahlen werden. 

Der Kreiskommandant kann diesen Mahlsatz er- 
höhen oder herabsetzen. 


§ 8. 


Backen. 

Der Kreiskommandant kann für den ganzen Kreis 
oder für einzelne Gemeiuden Vorschriften über die Er- 
zeugung von Brot und sonsligem Backwerke und über 
den Handel mil diesen Erzeugnissen erlassen. 


89. 


Sicherstellung des Bedarfes an Getreide und Mehl. 

Der Militärgouverneur kann zur Sicherstellung 
des Bedarfes an Getreide und Mehl: 

Die Versorgung der Bevölkerung einzelner Ge- 
meinden mit diesen Erzeugnissen in der Weise regeln, 
dass deren Bezug nur durch eigens hiefür bestellte 
Organe (Versorgungscomites) oder durch die Gemeinde- 
verlretung erfolgen darf; 

den Mehlverbrauch auf eine per Person und Tag 
festzuselzende Verbrauchsmenge beschränken; 

den Halerverbrauch zur Vichfütterung beschrän- 
ken oder verbielen; 

den Betrieb von Mühlen, Brauereien und sonsli- 
gen Gewerbeunternehmungen, in denen Ernteerzeug- 
nisse verarbeitel werden, beschränken, unter Aufsicht 
stellen oder schliessen. 


Ili. Abschnitt. 


Verkehr mit Lein und Raps. 


§ 10. 


Verwertung der Lein- und Rapsernte. 


Die Vorschriften der $$ 2. bis 5. der Verordnung 
des Armecoberkommandanten vom 27. Juni 1915, 
Nr. 20. V. Bl. betreffend die Verwertung der Ernte, 
finden auch aul Lein (Leinsamen und Leinfaser), auf 
Raps und auf das daraus gewounene Öl Anwendung. 


$ H. 
Höchstpreise für Lein und Raps. 
Der Militärgouverneur ist ermächligt, die Höchst- 
preise für die in $ 10. bezeichneten Erzeugnisse fest- 
zuselzen. 


IV. Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 
8:18. 


Verlautbarung. 


Die auf Grund der $$ 7. oder 8. vom Kreiskomman- 
danten, sowie die auf Grund der §§ 5., 9. oder 11. vom 


Militärgouverneur erlassenen Vorschriften werden im 
Anıstblatte jener Kreise, in denen sie in Kraft trelen, 
ferner durch Einschaltung in die Tageblätter, durch 
öffentlichen Anschlag und sonst in ortsüblicher Weise 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


$ 13. 


Strafbestimmungen. 


Übertretungen dieser Verordnung oder einer auf 
Grund derselben erlassenen Vorschrift werden vom 


Kreiskommando — soferne die Handlung nicht unter 
eine strengere Stralbestiimmung fällt — mit Geldstrafe 


bis zu fünflausend Kronen oder mil Arresl bis zu sechs 
Monalen bestraft. 


g 14, 


Wirksamkeitbeginn. 
Diese Verordnung tritt mil dem 1. August 1915 
in Kralt. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


4. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
27. Juni 1915, 


betreffend die Anwerbung von Lohnarbeitern. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbefeh- 
les übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-unga- 
scher Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupationsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


I. Abschnitt. 


Anwerbebewilligung. 
$1. 


Erfordernis der Anwerbebewilligung. 


Zur Anwerbung von Lohnarbeitern ist die Bewil- 
ligung des Kreiskommandos notwendig, in dessen Amst- 
gebiete die Anwerbung erfolgt. 

Anwerbung im Sinne dieser Verordnung ist die 
Aullorderung zum Eintrilte als Arbeitnehmer in ein Itr- 
werbsunternchmen ausserhalb der bisherigen Aulen- 
haltsgemeinde des Arbeitnehmers, ferner die Vermilt- 
lung von Dienst- oder Arbeilstellen zu Erwerbszwecken 
des Vermittlers. Gelegentlliche und vereinzelte Auffor- 


derungen zum Einlritle als Arbeilnehmer sind als An- 
werbung nicht zu betrachlen. 


Änwerber. 


Die Anwerbebewilligung kann nur eigenberechlig- 
ten, durchaus vertrauenswürdigen Personen erteilt wer- 
den, wenn sie 

1. selbst Arbeitgeber sind und lür den eigenen 
Bedarf anwerben oder 

2. Bevollinächligte eines 
sind, das seinen Silz in der Monarchie, im Okkupa- 
tionsgebiete oder im Deutschen Reiche hat, und nur 
für den Bedarf dieses Unternehmens anwerben oder 

3. Bevollmächtigte eines Arbeitgeberverbandes aus 
der Monarchie, dem Okkupationsgebiete, oder dem Deul- 
schen Reiche sind und nur für den Bedarf der Arbeil- 
geber anwerben, die dem Verbande mittelbar oder un- 


Erwebsunternehmens 


miltelbar angehören, oder 

4. Bevollmächtigte eines in der Monarchie oder 
im Okkupationsgebiete bestehenden Arbeitsnachweises 
oder einer solchen humanitären Körperschaft sind. 

Die Bevollmächtigten müssen berechtigt sein, mil 
den Angeworbenen die Arbeitsverträge namens der Ar- 
beitgeber abzuschliessen und diese in allen hierauf be- 
züglichen Angelegenheiten gegenüber Behörden und 
Parteien mil unbeschränkter Vollmacht zu vertreten. 


§ 3. 


Umfang und Dauer der Anwerbebewilligung. 

Die Anwerbebewilligung wird für bestimmle Ka- 
tegorien anzuwerbender Arbeiter (landwirtschaftliche 
Arbeiter, Fabrikarbeiter, Bergarbeiter etc.) lür eine be- 
sümmle Zahl von Arbeitern, für die Verwendung in 
bestimmien Gebielen der Monarchie, des Okkupalions- 
gebieles oder des Deutschen Reiches und für eine be- 
slimmle Dauer von längsteus sechs Monaten erteilt. 


ya 


Verwertung der Arbeitskräfte innerhalb des Okkupations- 
gebietes, Anwerbung nach auswärts. 


Die Bewilligung zur Auwerbung nach einem aus- 
serhalb des Olkkupationsgebietes gelegenen Lande wird 
nur insoweit erteilt, als innerhalb des Okkupalionsge- 
bietes kein Bedarf nach Arbeitern derselben Kategorie 
besteht. Ob diese Bedingung zutrifft, wird — insolange 
eigene Arbeitsnachweise nicht bestehen — durch wech- 
selseitige Verslädigung der Kreiskommandos vom An- 
bote und vom Bedarle an Arbeitskräften festgestelll. 


§ 5. 


Einschränkung und Entziehung der Anwerbebewilligung. 


Die Anwerbebewilligung kann jederzeit einge- 
schränkt oder entzogen werden. Sie muss entzogen wer- 
den, sobald damit ein Missbrauch getrieben wird oder 
eine der Vorausselzungen ihrer Erteilung ($$ 2, 3 und 4) 
enllällt. 


$ 6. 


Kaution. 


Die Auwerbeben illigung wird den in $ 2, Punkt 1, 
2 oder 3, bezeichneten Bewerbern nur gegen Erlag einer 
Kaution erleilt, deren Höhe vom Kreiskommando nach 
der Ausdehnung des Unternehmens, für das die An- 
werbung erfolgt, nach der Zahl der anzuwerbenden 
Arbeiter und nach der Dauer der Bewilligung ($ 3) mit 
einem Belrage bis zwanzigtausend Kronen zu bestim- 
men isl, Bis zu diesem llöchstausmasse kann das Kreis- 
kommando während der Gülligkeilsdauer der Anwer- 
bebewilligung eine Erhöhung der Kaution verlügen. 

Die Kaulion haltet lùr alle Verbindlichkeiten, die 
dem Anweıber aus Anlass der Anwerbung gegenüber 
dem Angeworbenen erwachsen, ferner für allfällige 
Geldstralen und Kosten. 

Der Anwerber hal die Kaulion im Falle ihrer 
Schmälerung auf Verlangen des Kreiskomandos bin- 
nen vierzehn Tagen nach seiner Verslädigung zu er- 
gänzen. j 

Die Kaution wird nach Ablaut von sechs Mona- 
len, vom Erlöschen der Anwerbebewilligung an ge- 
rechnel, zurückgestellt. 


ra 
Taxe. 


Die Erteilung der Anwerbebewilligung kann vom 
Kreiskominando an die Einrichtung einer Taxe ge- 
knüpft werden, die nach den in $ 6, Absatz 1, bezeich- 
nelen Umsländen mil einem Betrage bis zweilausend 
Kronen beinessen wird, 


+ 


JE Abschnilt, 


Arbeitsvertrag. 


§ 8. 
Abschluss des Arbeitsvertrages. 


Der Anwerber hal im eigenen Namen und, wenn 
er nicht selbst Arbeitgeber isl, im Namen des Arbeil- 
gebers mil jedem angeworbenen Lohnarbeiler einen 
schrifllichen Arbeitsvertrag abzuschliessen. 


Der Arbeitsverlrag muss in polnischer und 
deutscher Sprache abgefasst sein. 

Der Arbeitsverlrag bedarf der Genehmigung des 
Kreiskommandos. Das Ansuchen um diese Genehmi- 
gung erlolgl in der Weise, dass dem Gesuche um die 
Anwerbebewilligung das Formulare des Arbeitsvertra- 
ges in so vielen Exemplaren angeschlossen wird, als 
Arbeiler angeworben werden dürfen ($ 3). 

Die Anwerbebewilligung wird nur erleill, wenn 
gegen den Arbeitsverlrag kein Bedenken obwältet. In 
diesem Falle werden die Vertragsformularien mit der 
Genchmigungsklausel des Kreiskommandos versehen. 
Jede Änderung im genehmigten Vetragsiexle bedar} 
gleichfalls der Genehmigung des Kreiskommandos. 


SEGI 
Inhalt des Arbeitsvertrages. 


Der Arbeitsvertrag hat zu enthalten: 

Ort und Zeit des Vertragsabschlusses; 

den Namen und den Wohnort des Auwerbers und, 
wenn er nicht selbst Arbeitgeber ist, den Namen und 
den Wohnort des Arbeitgebers; 

den Namen, den Wohnort und das Geburtsjahu 
des Arbeilsnehmers; 

den Arbeitsort (Betriebställe); 

die Beschäfligungsart; 

, die vereinbarten Geld- und Naturalbezüge und die 
Lohnzahlungstermine : 

die kalendermässige Dauer des Arbeilsverhäll- 
nisses, evenluell die Kündigungsltist; 

die Voraussselzungen, unler denen das Arbeits- 
verhältnis vom Arbeitgeber und vom Arbeilnehmer 
einseilig gelöst werden kann; 

die im Akkord vorzunehmenden Arbeiten; 

die arbeitsfreien Tage; 

die Höchsldauer der täglichen Arbeitszeit und die 
besondere Entlohnung von Überstunden; 

die täglichen, innerhalb der Arbeitszeit zu gc- 
währenden Arbeilspausen; 

die Art der Abrechnung; 

die allfällige Kautionsbestellung aus dem Lohne, 
ihre Höhe, Zweckbestimmung, Erlegung und Rück- 
stellung; 

die allfälligen Lohnabzüge und Schadenshaf- 
lungen; 

die Bestreilung der Reise- und Rückreisekoslen 


und die Feststellung, ob und in welcher Höhe ein Reise- 
vorschuss gegeben wurde. 


§ 10. 


Ausstattung des Arbeitsvertrages. 


Der Arbeitsvertrag wird vom Anwerber und vom 
Arbeilnehmer unlerlerligt. Das mit der Genehmigungs- 


klausel versehene Exemplar bleibt in den Händen des 
Arbeitnehmers; diesem Exemplare ist eine kurze Per- 
sonsbeschreibung und der daklylographische Abdruck 
des Zeigelingers der rechten Hand des Arbeitnehmers 
beizufügen. 

Der Anwerber kann ein zweiles "gleichlautendes 
Exemplar in derselben Weise unlerlerligen und aus- 
slatlen lassen und für sich zurückbehalten. 


1IT. Abschnitt. 


Ausübung der Anwerbetätigkeit. 


Sail. 


Lizenzschein. 


Über die Anwerbebewilligung wird ein Lizenz- 
schein ausgestellt, in dem der Name, Wohnort, die Be- 
schaftigung und die Personsbeschreibung des Anwer- 
bers, Umfang und Dauer der Bewilligung ($ 3) angege- 
ben sind und der mit dem Amissiegel des ausstellen- 
den Kommandos versehen ist. 

Der Anwerber hat den Lizenzschein bei Ausübung 
seiner Tätigkeit stets bei sich zu tragen und auf be- 
hördliches Verlangen vorzuweisen. 


$ 12. 


Persönlicher]Betrieb. 


Die Anwerbung darf nur durch den Anwerber 
selbst erfolgen. Die Verwendung von Stellverlretern 
und sonstigen Miltelspersonen (Agenten) isl verboten. 


§ 13. 


Verbot bestimmter Betriebsarten und Vereinbarungen. 


Dem Anwerber ist verbolen: 

a) die Werbetäligkeit in Gast- und Schankloka- 
liläten auszuüben; 

b) von den Angeworbenen Gebühren oder Kautio- 
nen einzuheben oder Vollmachten zur Zurückhaltung 
des Lohmes entgegenzunehmen; 

c) mil einem Arbeiler, mit dem er wegen Anwer- 
bung in Verhandlung steht oder der von ihm angewor- 
ben wurde, die Arbeit aber noch nicht angetreten hat, 
oder mil einem seiner Familienangehörigen Kauf-, 
Tausch oder Kreditgeschälte irgend welcher Art selbst 
oder durch einen Dritten abzuschliessen; 

d) für einen solehen Arbeiter oder einen seiner 
"amilienangehörigen Bürgschaft zu leisten. 


§ 14. 


Familienangehörige. 

Personen, die ihre Familicnangehörigen erlıallen, 
dürfen nur angeworben werden, wenn sie ihre Ange- 
hörigen mitnehmen und deren Unterhalt im Arbeits- 
orle durch den Arbeitsvertrag sichergestellt ist. 

In diesem Falle wird dem Arbeilsvertrage die Be- 
zeichnung der Familienangehörigen und ihre Per- 


sonsbeschreibung beigelugl. 
§ 15. 


Arheiterverzeichnisse. 

Der Anwerber hat das Verzeichnis der angewor- 
benen Arbeiter mit Angabe des Namens, Alters, Wohn- 
ortes und der Beschältigung jedes Angeworbenen und 
seiner milzunehmenden Familienangehörigen dem 
Kreiskommando in bestimmten, bei Erteilung der An 
werbebewilligung festgesetzten Terminen, jedenfalls 
aber wenigstens 24 Stunden vor der Abreise der An 
geworbenen von ihrem Wohnorle vorzulegen. 

Das Kreiskommando kann daraufhin aus poli- 
zeilichen Gründen einzelne Arbeitnehmer und ihre An- 
gehörigen von der Reise nach bestimmten Arbeitsor- 
len oder vom Antrilie bestimmter Verwendungen aus- 
schliessen. 

IV. Abschnitt. 


Schlussbestimmungen. 
$ 16. 


Ausweisleistung des Arbeitnehmers. 


Das dem Arbeitnehmer übergebene Exemplar des 
Arbeilsverlrages (3 10) dient gleichzeitig als Ausweis 
über die Person, Identität und Beschäftigung des Ar- 
beilnehmers und, im Falle des $ 14, seiner Familien- 
angehörigen im Sinne der Verordnung des Armeeober- 
kommandanlen vom 16. Februar 1915, Nr. 2. V. BL, 
und zwar sowohl im Innern als auch bei Überschreiten 
der Grenzen des Okkupalionsgebieles. 

Im Falle unzureichender Ausfertigung des Ver- 
tragsexemplares in bezug auf Name, Wohnort, Geburts- 
jahr und Personsbeschreibung des Arbeitnehmers ($$ 9 
und 10) oder seiner Familienangehörigen ($ 14) oder 
im Falle einer nicht genehmigten Änderung des Ver- 
iragslexles ($ 8, Absalz 4) haflet der Anwerber für die 
aus der Änhaltung und Rückbelörderung erwachsen- 
den Kosten. 


Ser 


Strafbestimmungen. 


Wer dieser Verordnung oder den auf Grund der- 
d 
selben erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt, wird — 


8 


solerne nicht die Militärstrafgeselze zur Anwendung 
gelangen — vom Kreiskommando mil Geldstrafe bis 
zu lünftausend Kronen oder mit Arrest bis zu sechs 
Monaten bestraft. Neben der Freiheitsstrafe kann Geld- 
slrafe bis zu zweilausend Kronen verhängt werden. 


8 18. 


Ausnahmsbestimmung für staatliche Anwerbungen. 


Auf Auwerbungen, die auf Grund Übereinkom- 
mens oder Slaalsvertrages von einer Regierung der Mo- 
narchie oder des Deutschen Reiches durch amtlich er- 
mächligte Organe durchgeführt werden, findet der I. 
Abschnitt dieser Verordnung keine Anwendung. Im 
übrigen werden die Bedingungen der Anwendung. dic- 
ser Verordnung auf Anwerbungen der erwähnten Arl 
durch Verordnung des Klappenoberkommandos gere- 
gelt. 


g 19. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung trilt mil dem 1. Juli 1915 
in Kraft. 
Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


5. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
26. Juli 1915, 


betreffend die Bindung des Tabakhandels an eine Kon- 
zession. 


Aul Grund der Mir kraft Allerhöchslen Oberbe- 
fehles überlragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde Ich für die in öslerreichisch-unga- 
rischer Mililärverwaltung siehenden Gebiete Polens 
(Okkupationsgebiet) anzuordnen wie folgl: 


or 


Konzessionspflicht. 


Zum Betriebe des Handels mit Tabak ist die Be- 
willigung (Konzession) des Kreiskommandos nolwen- 
dig, in dessen Amitsgebiele der Betrieb stalllinden soll. 

Über die Bewilligung wird eine Urkunde (Kon- 
zessionsurkunde) ausgestelll. 


Konzessionsinhaber. 


Die Konzession wird nur durchaus verlässlienen 
und unbescholtenen Personen erleilt, die eine entspre- 
chende allgemeine und kaufmännische Bildung besitzen. 


Der Betrieb des Gewerbes durch einen Pächter 
ist verboten. Der Betrieb durch einen Stellvertreter 
auf Rechnung des Konzessionsinhabers bedarf der Ge- 
nehmigung des Kreiskommandos. Der Stellverlretcı 
muss den Vorausselzungen des ersten Absatzes enl- 
sprechen. 


Nach dem Tode des Konzessionsinhabers kann 
das Gewerbe für Rechnung der Witwe, die mit ihm 
bis zum Tode in gemeinsamem Haushalte gelebt hat. 
während des Witwenstandes oder für Rechnung der 
erbberechtigten minderjährigen Deszendenten bis zur 
erreichten Grossjährigkeit auf Grund der früheren Kon- 
zessionsurkunde fortgeführt werden; dem Kreiskom- 
mando ist hieyon die Anzeige zu erstallen und, nach 
Erfordernis, ein im Sinne des vorhergehenden Absa- 
tzes geeigneter Stellvertreter namhaft zu machen. 


Betriebsort und Betriebsstätte. 


Die Konzession wird nur für solche Orte erteill, 
in denen die Eröffnung des Betriebes den Bedürfnis- 
sen der Bevölkerung entspricht. 

Die Konzession wird nur für beslinmnle Betriebs- 
slätten erteilt, die hiefür in sanitärer Hinsichl geeignet 
sind und deren polizeiliche Überwachung keine Schwie- 
rigkeil verursacht. 

Der Mililärgouverneur kann für den Tabakhan- 
del sanitäre und finanzpolizeiliche Vorschriften erlassen. 


‘4. 


Übersiedlung. 


Auf Grund derselben Konzession kann der Ta- 
bakhandel nur in einer Gemeinde und nur in den in 
der Konzessionsurkunde bezeichneten Beiriebslätten 
ausgeübt werden. 


Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemeinde 
ist dem Kreiskommando, wenigstens eine Woche vor 
Eröffnung des Betriebes in der neuen Betriebsstätle, 
die Anzeige zu erslatlen. Das Kreiskommmando kann 
den Betrieb einstellen, wenn die Betriebsställe den An- 
forderungen des $ 3 nichl entspricht. 


Ar 
. 
v 


Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art und 
den Umfang des Betriebes, insbesondere ob die Ware 
nur an Kleinverschleisser oder auch unmittelbar an 
Konsumenten abgegeben werden darT. 

Dem Konzessionsinhaber kann vom Militärgou- 
verneur die Einfuhr der im $ 1 der Verordnung des 
Armeeoberkommandanten vom 27. Juni 1915, Nr. 22 
V. BL, bezeichneten Tabakwaren, neben den nach 
ï 3 dieser Verordnung bestellten Tabakimporleuren, 
gestattet werden. 


E77 
D 


Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Tabakhandels ist unter amtliche 
Aufsich gestellt. 

Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufenen 
Organen ist der Eintritt in die Gewerberäume, deren 
Durchsuchung sowie die Einsicht in die Geschäftsbü- 
cher und sonstigen Aufzeichnungen über den Tabak- 
handel freigestellt. 


ur 
N 


Strafbestimmungen. 


Ubertretungen dieser Verordnung oder einer auf 
Grund derselben erlassenen Vorschrift werden vom 
Kreiskomnmando — soferne die Handlung nicht unter 
eine strengere Strafbestimmung fällt — mit Geld- 
strafe bis zu fünflausend Kronen oder mit Arrest bis 
zu sechs Monaten bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis zu 
dreitausend Kronen verhängt werden. 


§ 8. 


Zwangsmassnahmen. 


Die Konzession kann jederzeit entzogen werden. 

Sie muss entzogen werden, wenn die Voraus- 
setzung der Verlässlichkeit oder Unbeschollenheit des 
Konzessionsinhabers wegfälll oder beim Betriebe diese 
Verordnung oder eine auf Grund derselben erlassene 
Vorschrift trotz wiederholter Bestrafung und behördli- 
cher Mahnung nicht eingehalten wird. 

Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreiskon- 
mando die Betriebsstätte zwangsweise schliessen und 
die Beschlagnahme der Waren verfügen. 


$9. 


Übergangbestimmungen. 


Personen die bei Inkrafttreten dieser Verordnung 
den Handel mit Tabak betreiben, sind zum Fortbe- 
triebe dieses Gewerbes im bisherigen Umfange ohne 
irwirkung einer Konzession berechtigt, soferne sie den 
Betrieb, seinen Standort und Umfang binnen sechs Wo- 
chen beim Kreiskommando anzeigen. 

Die Vorschriften des $ 2, Absalz 2 und 3, des 
$ 3, Absatz 3, sowie ‘der $$ 4, 6, 7, finden auch auf 
diese Belriebe Anwendung. 

Die Befugnis zum Tabakhandel kann jederzeit 
und muss unter den in $ 8 bezeichneten Bedingun- 
gen entzogen werden. 


y 10. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. August 1915 


m Kraft. 
Erzherzog Friedrich, FM., mp. 


Neues Preisverzeichniss 


der öst.-ung. Tabakfabrikate in dem okkupierten Gebiete 
Russisch-Polens. 

Es wird zur allgemeinen Kenntniss gebracht, dass 
infolge der Einführung des Zolles für die öst.-ung. 
Tabaklabrikate der Preis derselben bei manchen Sor- 
ten erhöht wurde. 

In das neu aulgelegte Preisverzeichniss kann in 
den grösseren Tabakverschleissen Einsicht genommen 
werden. 


T. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
27. Juni 1915, 


betreffend die Ergänzung des Zolltarifes und den Verkehr 
mit Tabak. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbe- 
fehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewall finde Ich für die in öslerreichisch-unga- 
rischer Mililärverwaltung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupalionsgebiel) anzuordnen, wie folgt: 


Se 
Der mit Verordnung des Armeeoberkommandan- 
d 


ten vom 31. Mai 1915, Nr. 15 V. BI, fesigesetzle Zoll- 
tarit hat in Nr. 14 zu laulen: 


Für Zigaretten ist neben dem Gewichtzolle ein 
Zollzuschlag zu entrichten. Dieser Zuschlag beträgt: 
Für Zigarellen zum Delailverkaulpreise 


unter 2 h per Stück . 2 K 50 h per 1000 Stück 


von 2 h bis 3 h per Stück 3K75h » 1000 » 
über 3 h bis 4*/, h per Stück 5K75h » 1000» 
über 4'/, h bis 6'/, hper Stück SK25h » 1000 » 
über 61, h bis 9 h per Stück 12K- h » 1000 » 
über 9 h per Stück 15K 75h » 1000 » 


gE 

Die Einfuhr der in $1 unter Taril Nr. 14a bis e 
bezeichneten Waren darf nur durch Imporleure erfol- 
gen, die von Elappenoberkommando 
(amtlich bestellte Imporleure). 

Diese Waren sind ausser dem Zolle und dem 
Zollzuschlage keiner anderen indirekten Abgabe und 
keiner Lizenzgebühr unterworfen. 


bestäligt sind | 


SA. 
Reisende dürfen zum Verbrauche während der 
Reise nur 10 Stück Zigarren oder 25 Stück Zigaretten 


oder 35 Gramm Tabak zollfrei einführen (X 4, Z. 5 
der Zollordnung). 


r 

Zigarelten, die nicht aus einem österreichischen 
oder ungarischen Verschleissmagazine herrühren, wer- 
den nur beim Hauptzollamle Krakau oder bei den 
durch spälere Zoll- 
ämtern verzolll. 


Kundmachungen bezeichneten 


$ 6. 


Diese iritt mil dem 1. Juli 1915 in 


Kraft. 


Verordnung 


Erzherzog Friedrich, FM. m. p. 


Zollsatz 
Warenbezeichnung se Einheitssatz 

— — | x 
a) Tabakblätter : : JMe E ; 100 kg 300 
b) Schnupl-, Kautabak a grob er en ; 100 kg 375 
c) Zigareltentabak, der nach den Vorschriften der österreichischen ler 

ungarischen Tabakregie als »leingeschnittener« anzusehen ist oder eine 

Schnittbreite von höchstens 2 mm hal (feingeschnittener Zigarellen- | 

tabak) 100 kg 600 
A E mE Ae E A Ri: > 100 kg 450 | 
e) Zigaretten. . .. MR — ee %90 | 
/) Zigaretlenpapier, LAN m Pelehhnlsen : Ey ee .)..; 250 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
27. Juni 1915, 


betreffend der Einfuhr und den Absatz von Zigaretten. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbefeh- 
les übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde Ich für die in österreichisch-unga- 
rischer Militärverwallung stehenden Gebiete 
(Okkupalionsgebiel) anzuordnen, wie folgt: 


Polens 


Sek 
Die Einfuhr Zigarellen ist — ausser der 


Zahlung des Zolles an den Nachweis der Entrich- 
lung des Zollzuschlages (Verordnung des Armeeober- 


von 


kommandanten vom 27. Juni 1915, Nr. 22 V, Bl.) 
gebunden. 
$2. 


Die Einhebung des Zollzuschlages für Zigaretten 
der österreichischen oder ungarischen Tabakregie rich- 
let sich nach den von der zuständigen k. k. oder kö- 


niglich ungarischen Finanzbehörde erlassenen Vor- 
schriften. 
Für andere Zigarelten wird der Zollzuschlag 


gleichzeitig mit der Einhebung des Gewichtzolles ein- 
gchoben. 
§ 3. 

Als Nachweis der Entrichtung des Zollzuschlages 
werden diefürdenKleinverschleiss bestimmten Packungs- 
einheiten mit amtlichen Schleifen (Zollzuschlagschlei- 
fen) verschen; auf diesen Schleifen sind die Preisgren- 
zen, innerhalb deren im Kleinverschleisse die einzelne 
Zigarette verkauft werden darf, in Kronen- und Mark- 
währung anzugeben. 

Zigaretten, die nicht in der 
bezeichneten Weise verpackt 
dürfen nicht eingeführt werden. 


im ersten Absatze 


und bezeichnet 


sind, 


g 4. 


Vom 15. Juli 1915 angefangen dürfen Zigaretten 
nur in den mit den Zollzuschlagschleifen verschenen 
Packungen ($ 3), an Konsumenten auch einzeln, in 
diesem Falle aber nur aus den erwähnten Packungen 
verkaufl werden. 


ï D. 


Zigarelten, die sich schon vor Wirksamkeil die- 
ser Verordnung im Okkupationsgebiele befunden ha- 
ben, dürfen vom 15. Juli 1915 angefangen nur ver- 
kauft werden, wenn die Packungen nachträglich mit 
den «den Delailverkaufpreisen enlsprechenden Zollzu- 
schlagschleifen versehen wurden. 

Zum Bezuge dieser Schleifen sind die amtlich be- 
stellten Importeure gegen Entrichtung des enlfallenden 
Zollzuschlages berechtigt; sie sind auf Verlangen jedes 
Händlers gegen Ersatz des Zollzuschlages zur Ver- 
miltllung des Bezuges der Zollzuschlagschleifen ver- 
pllichlet. 


6. 


Er 


Die Zollzuschlagschleifen sind an den Packun- 
gen so lange unversehrt zu erhalten, bis diese geöffnet 
werden. 

Der Händler darf von jeder Zigareltensorle und 
Paeckungsarl nur je eine Packung lür den Delailver- 
kauf geöffnet halten; die Reste der Zollzuschlagschlei- 
fen sind an den Packungen zu belassen. 

Ganz oder leilweise entleerte Packungen dürfen 
mil Zigaretten nicht nachgefülll werden; ganz enlleerle 
Packungen sind nebst den auf ihnen vorhandenen Re- 
sten der Zollzuschlagschleifen zu vernichlen. 


w7 


Die Nachmachung, Verfälschung oder Unterschie- 
bung von Zollzuschlagschleifen wird als Nachmachung, 
Verfälschung oder Unterschiebung öffenllicher Urkun- 
den strafgerichtlich geahndet. 


8. 


wen 


Übertrelungen dieser Verordnung werden — so- 
ferne sie nicht unter die §§ 5 bis 9 der Zollordnung 
(Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 31. 
Mai 1915, Nr. 15 V. Bl.) oder unter die Militärstraf- 
geselze fallen — vom Kreiskommando mit Geldstrafe 
bis zu zweitausend Kronen oder mit Arresl bis zu 
sechs Monaten beslrafl. 


$9. 


Die Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1915 in 
Kraft. 
Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


11 
9. 
Jagdrechtliche Bestimmungen. 


l. Jagdkarten. 

Zur Ausübung der Jagd ist eine Jagdkarte erlor- 
derlich. Jagdkarten können an Jagdeigentümer, Jagd- 
pächter, höhere Forstbeamte (Oberförster, Förster) und 
besonders verlrauenswürdige Personen ausgefolgt wer- 
den. An das niedere Forsipersonal werden Jagılkarlen 
nicht ausgelolst. 

Die Gebühr für eine Jagdkarte ist die gleiche 
wie vor dem Kriege. Der Besitz einer Jagdkarte be- 
rechtigt gleichzeitig zum Tragen des Jagdgewehres und 
ist ein besonderer Wailenpas in diesem Falle nicht 
nolwendig. 


Il. Schonzeiten. 
k. Militärgouvernemenls 
3182 wurden für die 


Mit Befehl des k. u. 
Kielce vom 30. Juli 1915, Nr. 


jagdbaren Tiere nachstehende Schonzeilen lestge- 
selzl und zwar für: 

Edel- und Dammhirsch vom 1. Februar bis 
1. Augusl, 

Thier- und Dammgeis vom 1. November bis 


31. Dezember und vom 1. Jänner bis 1. September, 
Rehbock bis aul Weiteres das ganze Jahr, 
Rehgeiss das ganze Jahr, 

Hasen vom 15. Februar bis 15. August, 

Fasan vom 15. Februar bis 1. September, 

Rebhuhn vom 15. Jänner bis 15. August, 

Auer- und Birkhahn vom 1. Juni bis 31. Dezem- 
ber und vom 1. Jänner bis 1. April, 

Auer- und Birkhenne das ganze Jahr, 

Wildente vom 1. März bis 1. Juli, 

Haselhuhn vom 1. Februar bis 1. September, 

Wachtel. Taube vom 1. November bis 1. August, 

Trappe vom 15. April bis 1. August, 

Sumpfvögel vom 15. April bis 1. Juli. 


10. 


Bekämpfung der Epidemien. 


Alle Gemeinde- und Ortsvorsleher sind verpflich- 
tet, den Gesundheilszustand der Einwohner zu über- 
wachen und im Falle des Auftretens auch eines ein- 
zelnen verdächtigen Erkrankungfalles, darüber unver- 
züglich dem k. u. k. Kreiskominando Bericht zu er- 
statlen. Derselbe soll Namen, Aller, Beruf des Kranken, 
den Tag der Erkrangung und Hausnummer enthalten. 
Zur Anzeige gelangen hauptsächlich folgende Erkran- 
kungen: 


1) Cholera: hefliges, unslillbares Erbrechen, Durch- 
fall, quälender Durst, Bauch- u. Wadenkrämpfe, rascher 
Verfall der Kräfte, die Augen stark eingezogen, heisere, 
tonlose Slimme. 

2) Dysenterie oder Ruhr: Leibschimerzen, heftiger 
Stuhldrang, häufige blutige Stuhlentleerungen. 

3) Bauchtyphus: hohes Fieber, Kopf- und Glieder- 
schmerzen, Bauchweh und Abführen. 

t) Flecktyphus: hohes Fieber, Delirien, Bewustlo- 
sigkeit, Kopf- und Gliederschmerzen, viele rote Flecke 
auf der Brust und am Bauche. 

5) Schwarze Blattern, Pocken: hohes Fieber, be- 
kannter pockenartiger 
Körper. 


Ausschlag am Gesicht und 

Diejenigen, die in genannten Fällen die Anzeige- 
pflicht versäumen, werden mit Geld-, bezw. Freiheits- 
strafen geahndet. 

Die Gemeinden u. Ortsvorsteher haben zu sor- 
gen dass zu Isolierung an einer dieser Krankheilen 
leidenden Person in jeder Gemeinde wenigstens ein 
mit 2—3 Betten verschenes noldürltig eingerichteles 
Spidemie-spital errichtet werde. 

Zur Bekämpfung eventueler Epidemien isl in je- 
der Gemeinde genügende Menge ungelöschten Kalkes 
immer in Bereilschaft zu halten. 

Aborte sind in Privathäusern wöchentlich, öf- 
fenlliche Lokale (Gast- und Wirthäuser) wo ein grös- 
serer Personenverkehr ist, 
begiessen. 

In den Gemeinden ist strenge darauf zu achten, 
dass Düngerhaufen nicht in der Nähe eines Baches 
oder Brunnens sich befinden. 

Die Umgebung eines jeden Brunnens muss rein 
gehalten werden, jeder offene Brunnen ist mil Dach, 
Ziehvorrichtung und Eimer mil Eisenkreuzgitter zu ver- 
sehen um, das Schöpfen wit allerhand Gefässen zu 
verhindern. 


täglich mit Kaikmilch zu 


11. 


Verordnung 


über Instandhaltung der Strassen und über Strassen- 
i polizei. 

Zwecks Regelung des Strassenverkehres und Im- 
slandhaltung der Strassen wird angeordnet wie folgt: 


Instandhaltung der Strassen. 


Alle im Kreise befindlichen Strassen und Fahr- 


wege werden eingeleilt in private und ölfenlliche. Als 
privat sind diejenigen Strassen und Wege anzusehen, 
welche lediglich den Interessen einzelner Gehölte, Häu- 
ser, Anlagen oder Unternehmungen dienen, zur Förde- 
rung dieser Interessen vom Eigentümer des Gehölles 


gebaul wurden und nur von ihm oder seinen Angestell- 
ten benulzt werden. Zur Instandhaltung dieser Strassen 
und Wege sind nur die betreffenden Eigentümer ver- 


pllichtet. Sie sind dagegen auch berechtigt, anderen 
Privalpersonen jede Benutzung ihrer Strassen und 


AVege zu verbieten, insoweit nich! wohlerworbene Pri- 
valrechle dem enigegenslehen. 

Öllentliche Strassen sind alle anderen, insbeson- 
dere soleke, welche die Verbindung zwischen einzelnen 
Ortschaften und in den Ortschaften zwischen deren ein- 
zelnen Teilen bilden und daher von jedermann zum 
Gehen und Fahren sowie in jeder anderen allgemein 
üblichen Weise benützt werden können. 

Zur Instandhaltung der bestehenden öffentlichen 
Strassen und Wege im Bereiche der Gemeinde ist die 
beirellende Gemeinde verpflichtet, Sie hat demnach 
durch ihre Sicherheitsorgane (Polizeiwachleute, Sol- 
Iysse) die Strassen fortwährend zu beaulsichtigen, die 
Belolgung der sleassenpolizeilichen Vorschrilten seitens 
der Passanten zu überwachen und die nötigen Instand- 
setzungsarbeiten durchzuführen. 

Das Gemeindeamt hal Übertretungsfälle der stras- 
senpolizeilichen Vorschrilten stets unverzüglich zu ahn- 
den. 

Dem Gemeindcanite auf welche Art immer zu 
IKenutnis kommende Übelstande auf Strassen sind nach 
Einholung eines Gemeinderalsbeschlusses so bald als 
möglich zu beseitigen und es sind die Kosten der nö- 
ligen Strassenarbeiten von den Gemeindecinkünlten zu 
bestreiten. 

Für Instandhaltung der in der Gemeinde belindli- 
chen Wege, Strassen und Gassen ist im Gemeindebudget 
jährlich ein Betrag zu bestimmen und zugleich dessen 
Deckung zu beschliessen. Alle zur Zeil der russischen 
Regierung herausgebenen Vorschrilten über Pflicht der 
Ortsbewohner zu unentgeltlichen Leistungen lür die 
Strassenerhaltung bleiben bis auf weiteres aulrecht. 

Zum Baue neuer öllentlicher Strassen und Wege 
ist die Genehmigung des k. u. k. Kreiskommandos unter 
Vorlage der betreffenden Gemeinderatsbeschlüsse und 
Pläne einzuholen. 

Die Beschlüsse über die Festsetzung entsprechen- 
der Beträge für Instandhaltung der Strassen sind spä- 
testens bis zum 1./10. 1. J. dem k. u. k. Kreiskommando 
vorzulegen. 


Gemeinden, welche den ihnen oben aufgelragenen 
Pilichten nicht nachkommen, haben die Instandsetzung 
der Strassen auf ihre Kosten zu gewärligen. Ausser- 
dem werden die schuldiragenden Funktionäre bestraft, 

Das k. u. k. Kreiskonnmando wird den Gemeinden 
nach Möglichkeit in Strassenangelegenheiten zur Seite 
stehen und mit Hilie der Gendarmerie sowie durch ge- 
eignete Verfügungen und Massnahmen die Instandhal- 


tung der Strassen und die Durchführung der strassen- 
polizeilichen Vorschriiten unterslülzen. 


12. 


Kundmachung. 


Die Strassenpolizei. 


I. 


Jede absichtliche oder durch Ausserachllassung 
pllichtinässiger Vorsicht euslandene Beschädigung der 
Strasse und der dazu gehörigen Objekte, dann der längs 
Strasse gepllanzten Bäume wird, insoferne sie nicht un- 
ler das allgemeine Strafgesetz fällt, als Sirassenpolizei- 
übertrelung nach P. XVII. dieser Verordnung bestraft, 
ausserdem hat der Schuldtragende den aus seiner Tal 
entstandenen Schaden zu ersetzen. 


II. 


Alle Fuhrwerke haben, wenn nicht besondere Um- 
stände eine Ausnahme rechlferligen, links auszuwei- 
chen und rechts vorzufahren und sind verpflichtet, den 


vorfahrenden und entgegenkommenden Wagen Platz 
zu machen. 


HE 


Die Fahrenden haben die Geleise zu wechseln und 
dürfen die zu diesem Zwecke aulgelegten Steine oder 
Hölzer weder vorrücken noch überfahren. Die mit der 
Überwachung der Strasse betraulen Organe sind ver- 
pllichtet, derlei von ihnen hingelegte Ausweichsteine- 
oder Hölzer vor Eintritt der Nachtzeil aus dem Berei- 
che der Fahrenden und der Fussgeher zu entfernen. 


IN“ 


3eim Fahren darf der Fuhrmann sein Fuhrwerk 
nicht verlassen. Bergab hat jeder Fuhrmann den Wagen 
zu hemmen. Es ist nicht geslallel, zwei oder mehrere 
bespannte Wagen von einem einzigen Fuhrmanne lei- 
ten zu lassen. 


NA 


Die Breite der Ladung cines Lastwagens darf 3 
Meter nicht überschreiten. An keinem Wagen dürfen 
Sitze angebracht werden, welche über die Breite des 
Wagens oder jene der jeweiligen Ladung hinausragen. 


VI. 


Auf 6 Meter breiten oder schmäleren Strassen dür- 
fen 3 Pferde nicht nebeneinander gespannt werden. Die 
Fiäche der Reifen muss für alle Fuhrwerke ohne kon- 
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vexe, wulstarlige Erhöhung nnd ohne hervorstehende 
Nagel — und Schraubenköpfe hergestelll werden. 


vn. 


Unbespannte Wagen dürfen auf der Strasse nich! 
stehen bleiben. Wo dies infolge eines Unfalles unver- 
meidlich wird, darf der Wagen nicht ohne Aufsicht 
und nachts ausserdem nicht ohne Beleuchlung gelassen 
werden. Bei Einkehrgasthausern «dürfen die Wagen nur 
ausserhalb der Fahrbahn und bei Nacht überdies nur 
mit Beleuchtung aulgestelll werden. Das Stehenlassen 
von bespannlen Wagen auf den Strassen ohne Aufsicht 


isl nicht gestailel. 
VIII. 


Bei finsierer Nacht muss jedes aul der Strasse ver- 
kehrende Fuhrwerk mil einer brennenden Lalerne ver- 
schen sein, welche so anzubringen isl, dass sie von wei- 
tem wahrgenommen werden kann. 


1% 


Fahrwege, welche in eine Strasse einminden, sind 
in Abschlusspunkte au! Kosten der zur Erhaltung Ver- 
pllichtelen entweder mit einem Brückl zu versehen oder 
rigola tig auszupflastern. Das Umfahren solcher Vor- 
richtungen ist jederman verboten. 


X. 


Jede Beschädigung der Strassengräben, ferner jed- 
wedes Verstellen der Strasse ist verboten und es ist die 
Beseiligung der betreffenden Übelstande auf Kosten des 
Schuldtragenden zu veranlassen. 


xl. 


Die Benutzung der Strassenlahrbahn, Bankette, 
Seitengräben und Brücken zur Ablagerung von Dünger 
oder anderem Unral ist verbolen. Die Erlaubnis zur 
vorübergehenden Deponierung ven Baumaterial muss 
bei der zuständigen Gemeinde erwirkt werden, welche 
diese Erlabnis nur ausnahmsweise in besonders berück- 
Fällen Be- 
schränkungen erteilen darf. 


sichtigungswürdigen unter bestimmten 


XII. 


Das Weiden aller Vichgatlungen auf den Stras- 
senbanketten, an den Böschungen und in den Stras- 
sengräben ist verboten. 


XII. 


Es ist nicht gestattet, die Strasse mil zwei an ein- 
ander gehangten Wagen zu befahren. 
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XIV. 


Das Schlafen des Kulschers auf dem Wagen ist 
verboten. 


XV. 


Das Ablenken von der Fahrbahn, das Befahren 
der nicht gepflasterten Bankelte ausser beim Auswei- 
das Überfahren Schottervorralhaulen 
ist verboten. 


chen und der 


XVI. 


Zur Überwachung der Beobachtung der in dieser 
Verordnung entbaltenen Vorschriften ist die Gemeinde 
verpflichtet. 


XVII. 


Übertrelungen dieser strassenpolizeilichen Vor- 
schriften werden, insoweit sie nieht unter die allge- 
meinen Strafgesetze fallen, mit Geld eventuell Arresl- 
stralen geahndet. Die Strafe enthebt den Schuldtra- 
genden nicht von der Verpflichtung, auf seine Kosten 
die Herstellung in den vorigen Stand zu veranlassen, 


sowie jeden verursachten Schaden zu ersetzen. 


XVIII. 


Die Ahndung von Übertretungen der Strassen- 
polizeiordnung obliegt der Gemeinde, in welcher die 
Übertretung begangen wurde, innerhalb ihrer allge- 
meinen Strufbelugnis. Ausserdem ist die k. u. k. 
Gendarmerie berechtigt, im Betrelungslalle eine Geld- 
stvale bis zu 10 K. zu verhängen und gegen schriltliche, 
dem Bestraften einzuhändigende Quiltung sofort ein- 
zuheben. Der Bestralte kann sowohl gegen ein Stra- 
lerkenntnis als auch gegen eine Strafverfügung der 
k. u. k. Gendarmerie den Rekurs innerhalb dreier Tage 
beim k. u. k. Kreiskommiando einbringen. Die Straf- 
gelder sind für die Arınenlürsorge zu verwepden. 


13. 


i 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
27. Juni 1915, 


betreffend die Ausfuhr von Waren aus dem Okkupations- 
gebiete und den Grenzverkehr. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbefeh- 
les übertragenen Befugnisse der oberslen Zivil- und 
Mililärgewall finde Ich für die in österreiehisch-nnga- 
rischer Mililärverwallung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupalionsgebiet) anzuordnen, wie folgt: 


i 
Ausfuhr im allgemeinen. 


Die Asfuhr aus dem Okupalionsgebiete ist in be- 
zug auf alle Waren verbolen, deren Ausfuhr aus der 
österreichisch-ungarischen Monarchie verboten ist. 
diesem Verbote können vom 
Elappenoberkommando bewilligt werden. 


Ausnahmen von 


392, 


Ausfuhr in die Monarchie. 


Die Ausfuhr aus dem Okkupationsgebiele in die 
österreichisch-ungarische Monarchie ist in bezug auf 
folgende Waren verboten: 

1. Getreide aller Art, Malz und Kleie, 

2. Müllereierzeugnisse, 

3. Milch und Milchprodukte, 

4. Rinder, Schweine, Schale und Ziegen, 

5 Bfierde; 

6. Geflügel aller Art, 

T ENE 

8. Fleisch. 

Ausnahmen von diesem Verbote können vom 
Militärgouvernement des Herkunftsortes der Ware be- 
willigt werden. Das Miltärgouvernemenl kann be- 
stimmle Kreiskommandos zur Erteilung der Bewilli- 
gung im bestimmten Umfange ermächtigen. Die Er- 
mächtigung wird im Amisblatte des betrelfenden Krei- 
ses kundgemacht. 

N: 
Grenzverkehr. 


Im Grenzverkehre zwischen dem Okkupationsge- 
biete und den angrenzenden Teilen der österreichisch- 
ungarischen Monarchie können Ausnahmen von den 
Zollvorschriflen und von den Ausfuhrverbolen in dem- 
selben Umfange und unler denselben Bedingungen be- 
willigt werden, wie nach den in der Österreichisch- 
ungarischen Monarchie geltenden Vorschriften. 

Die Bewilligung erteilt das Kreiskommando des 
Übertrittsorles. Die näheren Vorschriften für den Grenz- 
verkehr werden im Amilsblatie des belrellenden Krei- 
ses kundgemaeht. 


Sa 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1915 in 


Kraft. 
Erzherzog Friedrich, F. M., m. p. 


14. 


Die Betriebsleiiung der in österreichisch-ungari- 


scher Verwallung stehenden Eisenbahnstrecken im 


Okkupationsgebiete wurde mil 25. Juli d. J. von Gra- 
p 8 
nica nach Kielce verlegt. 


15. 


Zufolge Befehles des Armee-Oberkommados wurde 
mit 20. Juli d. J. die Strecke Rozwadöw-—Krasnik mit 
den Stationen: Lipa, Zaklików, Lychöw, Szastarka, Kar- 
piówka und Kraśnik für den Mililärpersonen- und Mi- 
lilärgüterverkehr eröffnet. 


16. 


Auf Grund der Verordnung des Armeeoberkom- 
imandanten vom 7. März 1915, V. Bl. Nr. 8, über den 
Post- und Telegraphendienst wird das Etappenpost- 
und Telegraphenamt in Wolbrom für den Pivatpost- 
verkehr eröffnet. Zugelassen sind: 

a) Zur Aufgabe gemäss $ 4, 1—4, 6 und 8 
der Verordnung: 

Korrespondenzkarten, offene Briefe, Drucksachen 
(Zeitungen), 'Warenproben, offen aufgegebene Briefe 
mit Wertangabe und Posisparkassenerlagscheine. 

b) Zur Abgabe gemäss $ 1, 1—6 der Ver- 
ordnung: —_ 

Korrespondenzkarlen, offene und geschlossene 


iriefe, Drucksachen (Zeitungen), Warenproben und 
Pakete bis 5 kg. 


17. 


2s ist strenge verbolen die im Kreise befindli- 
chen Befestigungen und Schützengräben einzuwerfen, 
a denselben Holz zu entnehmen. Die Gemeinden sind 
hiefür verantwortlich, dass diesbezüglich keine Über- 
tretungen vorkommen. 


18. 


Bezahlung der beigestellten Wagen und Pferde 
bei Dienstreisen. 


Laut Verordnung des A. O. K. Op. M. V. Nr. 52077 
vom 5. Juni 1915 werden in Hinkuft bei Dienstreisen 
von Organen der Militärverwallung für die pflichige- 
mässe Beistellung von Wagen und Pferden durch Ge- 
meinden und Privalpersonen Vergütungen geleistet 
und dem Beisteller bei Entlassung des Transportmit- 
tels gegen lEimpfangsbesiätigung bar ausgezahlt. 

Das Ausmass der Vergütung wird in der Weise 
festgesetzt, dass lür jede begonnene Stunde für ein zwei- 
spänniges Fuhrwerk 60 Heller, für ein einspänniges 
Fuhrwerk oder ein Reiiplerd 30 Heller zu entrichten 
sind. Die Verwendungsdauer wird vom Augenblicke 
der Inanspruchnabme bis zur Entlassung gerechnet. 
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Wenn die Entlassung eines Fuhrwerkes nicht an sei- 
nem Standorte erfolgt, so wird die notwendige Fahr- 
zeit zu diesem Standorte in die Veıwendungscdauer ein- 
gerechnet. 


19. 


Die Überwachung der Telephon- und Telegra- 
phenlinien durch Gemeinden wird probeweise einge- 
stellt. 

Solllen jedoch an einzeinen Stellen Störungen 
einlreten, dann müssten die Ortschaften und Gemein- 
den in deren Bereiche solche Unterbrechungen vor- 
kommen mit Geldkontribulionen belegt werden und 
die Schuldigen der gesetzlich fesigeselzen Strafe ver- 
fallen, während die Überwachung sofort wieder in 
Kraft trelen würde. 


20. 


Alle, in deren Besitz sich militärische Pferde be- 
finden, sind verpflichtet dieselben dem Kreiskommando 
im Wege der nächsten Gendarmerie Posten anzu- 
melden. 


21. 


Um der infolge von Kriegsereignissen nolleinden- 
den Bevölkerung zu Hilfe zu kommen, insbesondere 
den Abgebrannten den Wiederaufbau ihrer Wohnun- 
gen und Wirtschaftsgebäude zu ermöglichen, wird das 
notwendige Baumaterial durch das Kreiskommando aus 
den Staalsforsten an die Belrolfenen verahlolgt werden. 

Die näheren Weisungen «diesbezüglich werden 
demmächst erlassen werden. 


22. 


Angesichls der vorkommenden Fälle. das Requi- 
sitionsscheine seilens der misstrauichen Bevölkerung 
an gewissenlose Spekulanten um Spotipreis veräus- 
sert werden, wird vor derartigen Wuchermanipulationeu 
mit dem Bemerken gewarnt, dass diese Requisilions- 
scheine, wie es übrigens bereits geschieht, nach Fun- 
lichkeit eingelöst werden. 


23. 


Im Privalbesitz befindliches Kriegsmalerial ist 
unverzüglich beim Kreiskonnmando anzumelden, wo- 
selbst entsprechende Prämien hiefür ausbezahlt werden. 


24. 


ägenmächliges Entnehmen von Bau- oder Brenn- 
holz aus Slaats- und Pivalforsten ist verboten und 
wird strenge geahndet werden. 
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Besitzer von derartigem Holz sind gehallen, das- 
selbe sofort beim k. u. k. Kreiskoımmando anzumelden 
und den Wert desselben nachträglich zu bezahlen, da 
sie sich sonst beim Vorlinden von grösseren Mengen 
Holz, dessen Besitz sie nicht zu rechtferligen vermögen, 
strenger Strafe aussetzen. 


25. 


Ausschank von gebrannlen geisligen Gelränken 
ist verbolen, der Verkauf derselben in handelsüblich 
geschlossenen Gelässen und Gebinden den hiezu Be- 
rechtiglen gestattet. 

Gesuche um Bewilligung zum derarligen Verkaufe 
sind beim k. u. k. Kreiskommando einzubringen. 


26. 


Die Gemeinde- und Ortsvorsteher werden aufgefor- 
dert, Personen die in russischen Diensten gestanden 
sind und sich im Kreise belinden, sowie solche, die 


beschäfligungslos sind, keinen dauernden Aufenthalt 
haben und sich nichl ausweisen können, hieramls an- 
zumelden. 

čs ist auch besonderes Augenmerk denjenigen zu- 
zuwenden, die die Bevölkerung zu Ungehorsam gegen 
hiesige Anordnungen aufreizen, falsche beunruhigende 
Nachrichten verbreiten. 

Gegebenenfalls sind solche Personen soforl anzu- 
zeigen. 


27. 


Kohlen sind zu bestellen bei: kaiserl. Rat M. All, 
Dabrowa, Klubstrasse 21. 


28. 


In der Kunsldüngerfabrik in Strzemieszyce, Kreis 
Dabrowa, kann Knochenmehl (1 q. um 13 K>) und 
Superphosphat (1 q. um 11 K. 50 h.) bezogen wer- 
den und sind etwaige Bestellungen direkte an die gc- 
nannle Fabrik zu richten. 


Der k. u. k. Kreiskommandant 


ADOLF SCHALLER, Oberstleutnant, m. p. 


Druk W. L. Anczyca i Sp. w Krakowie. 


